
Oekumenische
Friedenskonvokation:
Planung für Mai 2011

Der Exekutivausschuss des Oekumenischen

Rates der Kirchen (OeRK) hat konkrete Plä-

ne gebilligt, Kirchen in aller Welt zum ge-

meinsamen Friedenszeugnis einzuladen. Die-

se Initiative, die als Mobilisierungsstrategie

geplant ist, wird mit einer Internationalen

Oekumenischen Friedenskonvokation ab-

schließen, die Anfang Mai 2011 stattfinden

und eine „Oekumenische Erklärung zum ge-

rechten Frieden“ verabschieden soll.

Den Planungen zufolge sollen rund 50

oekumenische Teams als „Lebendige Briefe“

in den Jahren 2007 bis 2011 Kirchen besu-

chen, die in einem von Gewalt geprägten

Umfeld leben. 2007 werden mindestens drei

Besuche stattfinden und in den Jahren 2008

bis 2010 sind rund 15 Besuche pro Jahr vor-

gesehen.

Ferner ist eine Reihe von Expertenkon-

sultationen geplant, die in Partnerschaft mit

Forschungsinstituten und Nichtregierungs-

organisationen durchgeführt werden sollen.

Theologische Fakultäten und Seminare wer-

den eingeladen, am Entwurf der Erklärung

mitzuarbeiten. Ein wichtiges Ziel ist es,

bereits bestehende Projekte und kirchliche

Friedensgruppen einzubeziehen, die dank

ihrer Erfahrung und ihres Engagements

einen bedeutsamen Beitrag zu dem Prozess

leisten können. Darüber hinaus wird gehofft,

KünstlerInnen für die Mitarbeit in dem Pro-

zess zu gewinnen.

„Ziel ist es, an so viele interessierte kirch-

liche Gruppen wie möglich heranzutreten

und sie um Beiträge zu der Erklärung in

Form von Texten, Gebeten, Liedern, Bildern

zu bitten“, erklärt Geiko Müller-Fahrenholz,

der die Vorbereitungen für die Internationale

Oekumenische Friedensversammlung (IEPC)

– die die Erklärung annehmen soll – im Teil-

zeitauftrag koordiniert.

Der vorläufige Termin für die Versamm-

lung ist der 4.–11.Mai 2011. Den Tagungs-

ort legt der OeRK-Exekutivausschuss im

September 2007 fest. Die Friedensversamm-

lung wird unter dem Thema „Ehre sei Gott

und Friede auf Erden“ stehen. Rund 2000

VertreterInnen von Kirchen, Organisationen

und Netzwerken sowie gastweise auch

VertreterInnen anderer Religionen sollen da-

ran teilnehmen.

Die 9. Vollversammlung des Oekumeni-

schen Rates der Kirchen hatte im Februar

2006 in Brasilien den Auftrag zu der Frie-

densversammlung und der Erklärung erteilt.

Die Versammlung wird den Abschluss der

„OeRK-Dekade zur Überwindung von Ge-
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Sibiu (Hermannstadt) in Rumänien beherbergt die nächste Station des konziliaren Pro-
zesses. Vom 4. bis 8. September trifft sich dort die Dritte Europäische Oekumenische Ver-
sammlung. Bereits im Frühjahr war die diesjährige „Kulturhauptstadt Europas“ Ziel
einer Pilgerfahrt aus Bremen.
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walt: Kirchen für Versöhnung und Frieden

2001–2010“ darstellen.

Die „Oekumenische Erklärung zum ge-

rechten Frieden“ wird nicht für sich bean-

spruchen, ein „oekumenisches Konsenspa-

pier“ zu sein, betont Müller-Fahrenholz. Sie

wird vielmehr ein „Akt des öffentlichen

Zeugnisses und eine Bekräftigung unserer

fortdauernden Hoffnung in einer von Ge-

walt zerrissenen Welt sein“. Die Erklärung

wird nicht den Anspruch erheben, „für alle

zu sprechen“, sondern wird versuchen, „alle

anzusprechen, die bereit sind zuzuhören“.

Die Erklärung zum gerechten Frieden

wird ein „theologischer und geistlicher Text“

sein und sechs wichtige Bereiche ansprechen:

� die massive Realität menschlicher Selbst-
zerstörung;

� Gewalt zwischen den Geschlechtern und
Generationen;

� die Faszination der Gewalt und ihre Aus-
nutzung durch die Unterhaltungsindus-
trie;

� Gewalt gegen die Natur;
� die indirekte Gewalt der wirtschaftlichen

Ungerechtigkeit mit ihren weltweiten Kon-
sequenzen und strukturellen Ausdrucks-
formen;

� die Geißel des Krieges, die seit alters her
überall in der Welt unsägliches Leid über
die Menschen bringt.

Als Ausdruck des oekumenischen Friedens-

zeugnisses muss die Erklärung „auch aner-

kennen, dass die christlichen Kirchen im Lauf

der Jahrhunderte vielfach Gewalt ausgeübt

haben, sei es Gewalt gegen Frauen oder An-

gehörige der „Unterklasse“, gegen „Häre-

tiker“ oder „Heiden“ oder Gewalt durch die

Rechtfertigung von Kriegen, Rassismus,

Sklaverei, wirtschaftlicher Ausbeutung und

anderen Formen der Unterdrückung“, un-

terstreicht Müller-Fahrenholz. Es ist auch

beabsichtigt, gemeinsam mit VertreterInnen

anderer Religionen Möglichkeiten konkreter

Friedensinitiativen zu sondieren.

Weltweite christliche
Missionskonferenz:
Planung für Ende 2011

Die nächste globale christliche Missionskon-

ferenz soll nach einer Empfehlung der Kom-

mission für Weltmission und Evangelisation

des OeRK Ende 2011 stattfinden. Der Kom-

mission, die im Anschluss an die OeRK-Voll-

versammlung im Februar 2006 in Porto

Alegre, Brasilien, neu gewählt wurde, gehö-

ren Vertreter/innen von Mitgliedskirchen

des Rates wie auch der römisch-katholischen

Kirche und mehrerer christlicher Einrichtun-

gen an, die keine Vollmitglieder des OeRK

sind. Die Empfehlung, eine solche Konfe-

renz im Jahr 2011 abzuhalten, wurde zum

Abschluss der Kommissionstagung in Genf

unterbreitet und wird dem OeRK-Zentral-

ausschuss zur Beschlussfassung vorgelegt

werden.

Die Kommission für Weltmission und

gelisation“ müssten „das mutige Zeugnis

von Christus und dem Reich Gottes zusam-

menhalten mit dem fundamentalen Respekt

vor Männern, Frauen und Kindern mit den

unterschiedlichsten Glaubensüberzeugun-

gen“.

Unter „oekumenisch verantwortlicher

Evangelisation“ versteht Kobia „eine Ver-

kündigung, die Hochmut und Sünde des

Menschen kritisch begegnet und klar zum

Ausdruck bringt, dass Gott Frieden statt

Krieg, Leben statt Tod, Einheit statt Spal-

tung, Vergebung statt Rache will“.

Im Blick auf das berühmt gewordene Mot-

to von Edinburgh „Evangelisation der Welt

in dieser Generation“ räumte der OeRK-

Generalsekretär ein, dass der Anteil der

Christen an der Weltbevölkerung mit rund

einem Drittel hundert Jahre später noch

gleich groß sei.

Laut Kobia gehören zu den Aufgaben „die

Heilung christlicher Spaltungen, der Aufbau

von heilenden und versöhnenden Gemein-

schaften, der kritische Umgang mit allen

Versuchen, Gewalt zu rechtfertigen, das Stre-

ben nach Frieden als einer Gabe Gottes und

die Verkündigung des Evangeliums in der

Nachfolge Jesu Christi“.

Zu den Erinnerungen, die geheilt werden

müssten, gehöre die Spaltung zwischen

„Christen aus der evangelikal geprägten Mis-

sionsfamilie und Christen aus der konziliar

oder oekumenisch geprägten Missionsfami-

lie“. Wenn in der Zusammenarbeit bis 2010

und darüber hinaus irgendwelche Fortschrit-

te erreicht werden sollten, so Kobia, „müssen

wir einen Weg finden, gegenseitige Übertrei-

bungen und herabsetzende Urteile einzuge-

stehen“, um so „einen authentischen Versöh-

nungsprozess“ in Gang setzen zu können.
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2007
04.–09. September: 3. Europäische Oeku-

menische Versammlung (EEA3) in Sibiu

(Rumänien)

November: Globales Forum Christlicher

Kirchen

2008
Januar: Gedenktag 100 Jahre Gebets-

woche für die Einheit der Christen

21.–25. Mai: 97. Deutscher Katholikentag

in Osnabrück

November: Erster Entwurf der Oekume-

nischen Friedensdeklaration

2009
20.–24. Mai: Deutscher Evangelischer Kir-

chentag in Bremen

2010
Frühjahr: Veröffentlichung Arbeitsdokument

zur Oekumenischen Friedensdeklaration

12.–16. Mai: Oekumenischer Kirchentag

in München

Evangelisation nahm zur Kenntnis, dass der

OeRK die von ihm ausgerufene Dekade zur

Überwindung von Gewalt (2001–2010) im

Frühjahr 2011 offiziell mit einer internatio-

nalen oekumenischen Friedenskonvokation

abschließen wird. Die Missionskonferenz

könnte wichtige Anliegen dieser Konferenz

aufgreifen und in Beziehung zu eigenen

Themen setzen. Die Kommissionsmitglieder

wiesen ferner darauf hin, dass die 10.Vollver-

sammlung des Oekumenischen Rates der

Kirchen für 2013 vorgesehen ist. Für die Ab-

haltung der Missionskonferenz Ende 2011

spreche daher, dass dieser Termin es der

CWME ermöglichen würde, der OeRK-Voll-

versammlung eine zukunftsorientierte Agen-

da für oekumenische Mission und Evangeli-

sation vorzulegen.

Die OeRK-Kommission für Weltmission

und Evangelisation ging 1961 aus der An-

gliederung des Internationalen Missionsrates

(der im Anschluss an Edinburgh 1910 einge-

richtet worden war) an den OeRK hervor.

Die nächste Kommissionstagung ist für

2008 in Bangalore, Indien, geplant.

Generalsekretär des OeRK:
Oekumenisch verantwortliche
Evangelisation

Im Vorfeld der 100-Jahr-Feier der Weltmis-

sionskonferenz, die 1910 in Edinburgh statt-

fand und als Symbol für den Beginn der

modernen oekumenischen Bewegung steht,

nahm der Generalsekretär des Oekumeni-

schen Rates der Kirchen (OeRK), Pfr. Dr.

Samuel Kobia, eine fundierte Analyse der

Erfolge und Misserfolge der oekumenischen

Bewegung im vergangenen Jahrhundert vor

und rief zu einer „oekumenisch verantwort-

lichen Evangelisation“ auf.

In seiner Ansprache, die er in Edinburgh,

Schottland, auf einer Tagung zur Vorberei-

tung der 100-Jahr-Feier dieser historischen

Veranstaltung hielt, bekräftigte Kobia: „Wir

brauchen ein neues Edinburgh und können

nur hoffen, dass die für 2010 geplante Feier

ein Schritt in diese Richtung sein wird.“

Eine „Neuauflage“ der Edinburgher Welt-

missionskonferenz könne es nur geben, wenn

die neueren dynamischen Missionsbewegun-

gen einbezogen würden, erklärte Kobia.

Diese „entstammen christlichen Traditionen,

die in keinem der formellen, aus den Struk-

turen des letzten Jahrhunderts erwachsenen

Foren vertreten sind“.

Erst wenn das neue Gesicht des Christen-

tums, das „durch die von der Pfingst- und

charismatischen Bewegung ausgelöste spiri-

tuelle Revolution“ geprägt worden sei, aner-

kannt werde, könne ein „fruchtbarer theolo-

gischer Dialog über Prioritäten und Verhal-

tensgrundsätze in der Mission“ stattfinden.

In diesem Sinne sei es besonders dringlich,

dass Mission „in einer Weise verstanden und

praktiziert wird, die nicht zu einem weiteren

Ansteigen von Hass und Gewalt führt“.

Neue Formen „einer nicht-aggressiven Evan-

2 OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST Sommer 2007 O E K U M E N E



20.–27.Juli: Vollversammlung des Lutheri-

schen Weltbundes in Stuttgart (mit 418

Delegierten)

Evtl. Vollversammlung des Reformierten

Weltbundes

Jubiläumsveranstaltung zu 100 Jahre Welt-

missionskonferenz

Friedensdekade vom Sonntag, den 07.
November 2010 bis Buß- und Bettag am

Mittwoch 17. November 2010

2011
04.–11. Mai: Abschluss der Dekade zur

Überwindung von Gewalt (2001–2010)

durch eine weltweite oekumenische Frie-

denskonvokation und eine oekumenische

Friedensdeklaration

Juni: Deutscher Evangelischer Kirchentag

evtl. in Hamburg

November: Weltweite christliche Missions-

konferenz

2013
10. Vollversammlung des Oekumenischen

Rates der Kirchen

Oekumenischer Rat:
Sechs Schlüsselpositionen neu
besetzt

Sechs engagierte OekumenikerInnen mit

jeweils spezifischer Erfahrung in verschiede-

nen Bereichen oekumenischer Arbeit sind auf

Schlüsselpositionen in den Oekumenischen

Rat der Kirchen berufen worden. Die neu

ernannten Stabsmitglieder werden für die

Leitung von fünf Programmbereichen sowie

des Büros für Planung und Integration zu-

ständig sein. Diese Positionen sind das

Ergebnis der nach der 9. OeRK-Vollver-

sammlung 2006 erfolgten Neugestaltung der

Programmarbeit.

Bei den neu ernannten Direktoren/innen

handelt es sich um Pfr. Dr. Hielke Wolters (Ge-
rechtigkeit, Diakonie und Schöpfungsverant-
wortung), Mark Edward Beach (Kommunika-
tion), Pfr. Dr. Martin Robra (Der OeRK und
die oekumenische Bewegung im 21. Jahrhun-
dert), Pfr. Jacques Matthey (Einheit, Mission,
Evangelisation und Spiritualität) und Dr.

Aruna Gnanadason (Planung und Integra-
tion). Der Direktor des OeRK-Programms für

Bildung und oekumenische Ausbildung, Prof.

Ion Sauca, wurde bereits letztes Jahr ernannt.

Oekumenische Wasser-
konferenz: Darfur-Krise durch
Wasserkonflikte ausgelöst

Von Darfur im Westsudan bis zum Mount

Elgon in Kenia wird Wassermangel in länd-

lichen Gemeinschaften immer mehr zu ei-

nem Hauptauslöser von Konflikten auf dem

afrikanischen Kontinent, teilt ENI-Korres-

pondent Fredrick Nzwili als eine Feststellung

der Konferenz des Oekumenischen Wasser-

netzwerks mit. Unter der Darfur-Krise leiden

und verzweifeln fast zwei Millionen Vertrie-

bene, und die in dem Gebiet tätigen Organi-

sationen sind der Überzeugung, dass diese

Krise durch Kämpfe um Wasser und Weide-

land ausgelöst wurde. „Es begann damit,

dass die Djandjawid anfingen, Dörfer nieder-

zubrennen, bevor sie die Kontrolle über die

Wasserstellen übernahmen“, berichtet auf

der Konferenz des Wassernetzwerkes Ismail

Algazouli, der als Ingenieur bei der Sudane-

sischen Entwicklungsorganisation (SUDO)

arbeitet. SUDO sorgt zusammen mit der

norwegischen Hilfsorganisation Norwegian

Church Aid (NCA) und dem Sudanesischen

Kirchenrat sowie mit Unterstützung von Kir-

chen helfen gemeinsam (ACT) und Caritas

Internationalis für Wasserversorgung und

Bildungsarbeit in Darfur. Algazouli, Teilneh-

mer an der Konferenz des Oekumenischen

Wassernetzwerks (ÖWN) im Mai in Entebbe

(Uganda), zufolge wurde die Darfur-Krise

von Fehden zwischen kleinen Gruppen

schwarzafrikanischer Ackerbauern und arabi-

scher Hirtengemeinschaften über den Zu-

gang zu Wasser und Weideland ausgelöst.

Mit der Zeit wurden die Gruppen größer

und es kam immer öfter zu Auseinanderset-

zungen. 2003 kam es zu einer Wende, als

mächtige Djandjawid-Führer ihre Verbünde-

ten in der Regierung um Hilfe baten und

damit dem Konflikt eine neue Dimension

gaben.

„Die Milizen, denen die Unterstützung

durch die Regierung nachgesagt wird, terro-

risieren die ansässige Bevölkerung, um sie zu

vertreiben. Sobald sie ihre Hütten verlassen

haben, nehmen die Djandjawid die Wasser-

stellen für ihr eigenes Vieh in Anspruch“,

sagt Algazouli. „Sie besitzen Millionen Tiere

und es ist nicht leicht, ausreichend Wasser zu

finden“, erklärt er.

Trotz steigender Spannungen im Zusam-

menhang mit Wasservorräten hielten die

Teilnehmenden der oekumenischen Konfe-

renz daran fest, dass gewaltlose Lösungen für

gegenwärtige und künftige Wasserkonflikte

möglich sind. Solche Spannungen könnten

auch als Chancen für eine friedliche Zusam-

menarbeit und gemeinsame Problemlösung

gesehen werden.

Südafrika: Grüner Bischof

Der südafrikanische Bischof Geoff Davies hat

auf einer oekumenischen Konferenz zur Was-

serfrage in Uganda heftige Debatten provo-

ziert, als er erklärte, Christen machten einen

Fehler, wenn sie glaubten, Gott sorge sich

allein um die Menschheit, und der Rest der

Schöpfung existiere allein zum Wohl der

Menschen.

„Alles was Gott geschaffen hat, ist gut und

besitzt Wert. Wir machen einen Fehler zu

denken, Gott ist nur besorgt über die Ge-

fährdung des Menschen,“ erklärte Davis, ein

ehemaliger Bischof von Umzimvumbu, was

übrigens in der Sprache der Zulu „Heimat

der Flusspferde“ bedeutet, auf der Versamm-

lung, die sich der Wasserkrise des afrikani-

schen Kontinents widmete. 

Davies zitierte die kenianische Umwelt-

aktivistin und Friedensnobelpreisträgerin

Wangari Maathai, die gesagt hat, wir können

nicht ohne den Rest der Schöpfung leben, ja

wir sind von ihr abhängig.

Davies schockierte einmal die Anwesenden

eines Gottesdienstes, als er bei einem Got-

tesdienst in der Georgskathedrale in Kap-

stadt Säcke von Müll und Einwegver-

packungen auf dem Kirchenboden ausbreite-

te. Er warnte die Gläubigen, der Planet stehe

vor einer sechsten Welle des Aussterbens in

den Millionen Jahren seiner Existenz; dies-

mal sei allerdings der Mensch die Ursache.

Der von manchen seiner Anhänger als grüner

Bischof apostrophierte Davies erinnerte

daran, dass Wasser ein integraler Teil der

natürlichen Umwelt sei. Wir müssten die

Gesamtheit der natürlichen Umwelt im Blick

behalten, wenn wir überleben wollten. Seine

Aussagen in Entebbe riefen heftige Reaktio-

nen hervor, die von großer Zustimmung

reichten bis hin zu der Überzeugung, der

Mensch sei geschaffen, um über die Schöp-

fung zu herrschen und sich ihrer eben zu

bedienen.

Lateinamerika:
Kirche muss sich ändern

Die römisch-katholische Kirche müsse sich

dramatisch wandeln, wenn sie ihrer Aufgabe,

für Gerechtigkeit in Lateinamerika einzutre-

ten, genügen wolle. 

Auf diesem Kontinent leben fast die Hälfte

der weltweit 1,1 Milliarden Katholiken und

Katholikinnen. Pablo Richard, Direktor der

Abteilung für Oekumenische Forschung in

San José in Costa Rica, erklärte auf einem

Seminar über Lateinamerikanische Theolo-

gie, das vom Nationalen Laienrat Brasiliens

organisiert worden war, die Kirche fürchte

sich heute und schließe sich von der Welt ab;

sie glaube, alle Probleme existierten nur

außerhalb der Kirche und sie sei unfähig zur

Selbstkritik. Die Kirche geben den schnell

wachsenden Sekten die Schuld, dass viele die

Reihen der Kirche verließen. In Wirklichkeit

aber gingen 80 % der Menschen, die zu den

Sekten und Freikirchen überwechselten, weil

ihnen die Kirche nichts für ihr Leben

Relevantes mehr zu sagen habe.

Ein anderes Modell von Kirche sei mög-

lich, so Richard, aber nur auf der Basis der

Erkenntnis, dass die Mehrheit der Kirche

heute aus dem Süden und Osten stamme,

nicht länger aus dem Westen und Norden.

Indien: Schulen öffnen

Die katholische Kirche Indiens beabsichtigt,

den marginalisierten Gruppen des Landes

mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Dalits,

sog. Unberührbare, Mitgliedern der so ge-

nannten Stämme und Armen soll der Zu-

gang zu den rund 15 000 Bildungseinrich-

tungen der Kirche erleichtert werden. In
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einem in New Delhi veröffentlichten Stra-

tegiepapier unter dem Namen All India Ca-

tholic Education Policy 2007, heißt es: „Wir

gewähren Kindern marginalisierter Gruppen

speziellen Vorrang und werden die Verant-

wortung dafür übernehmen, dass diese Kin-

der eine gute und umfassende Erziehung er-

halten, die ihnen erlauben wird, ihren Platz

in der Gesellschaft einzunehmen.“ 

Solange die Armen und an den Rand

gedrängten keinen Zugang zur Bildung

haben, werde Indien kein entwickeltes Land

sein, so Telesphore Kardinal Toppo, Präsi-

dent der katholischen Bischofskonferenz von

Indien. Gerade in den städtischen Gebieten

gebe es ein Problem, so Bischof Felix Toppo

von Jamshedpur in Ostindien: Angesehene

Institutionen nähmen die Randgruppen

nicht besonders aufmerksam in den Blick.

Indien: Christliche Kirchen 
im Kampf gegen Aids

Die indische Regierung und Vertreter der

Vereinten Nationen haben im Rahmen einer

Tagung in New Delhi, die der Antwort der

Kirchen auf die Herausforderung von Aids in

Indien gewidmet war, die indischen Kirchen

gelobt. Sujata Rao, Direktor des indischen

Regierungsprogramm zur Aids-Kontrolle

erklärte: „Die Kirchen sind unsere herausra-

genden Akteure. Sie tun einen wundervollen

Dienst im Kampf gegen Aids.“

Frankreich:
Mehr Einheit unter Protestanten

Bis zum Jahr 2013 wollen sich die französi-

schen Lutheraner und Reformierten zu einer

gemeinsamen Kirche zusammenschließen.

Dazu wurde jetzt der Startschuss gegeben.

Die religiöse Landschaft Frankreichs sei sehr

komplex und kompliziert geworden, das er-

schwere die Kommunikation, so Pfr. Marcel

Manoël, Präsident des Nationalen Rates der

Reformierten Kirche in Frankreich (ERF),

der ca. 300 000 Menschen angehören.

Zur Evangelisch-Lutherischen Kirche

Frankreichs (EELF) gehören ca. 36 000 Mit-

glieder. Der jetzt begonnene Diskussions-

prozess, der auf einer gemeinsamen Synode

nahezu einstimmig beschlossen wurde, soll

drei Jahre dauern. Widerstand wird am ehes-

ten von Lutheranern erwartet.

In Elsass-Lothringen, wo es eigene kirchli-

che Strukturen gibt, wurde bereits 2006 die

Vereinigte Protestantische Kirche gegründet.

Schottland: Schritte zur Einheit

Seit 1843, der sog. „Disruption“, einem

Streit über die Ausgestaltung der besonderen

Beziehungen zwischen Kirche und Staat, ist

die presbyterianische Kirchenfamilie in

Schottland gespalten. Seither gibt es die

„Kirche von Schottland“ und die „Freie Kir-

che von Schottland“.

Nun hat die „Kirche von Schottland“

Führer der „Freien Kirche von Schottland“

Papsttum: 
Orthodox-katholischer
Kompromiss ausgeschlossen

Ein Vertreter der Russisch-Orthodoxen Kir-

che, Bischof Hilarion von Wien und Öster-

reich, hat einen Kompromiss in der Frage des

Petrusamtes in einem Interview mit der

Agentur Interfax ausgeschlossen. In den

Augen der Orthodoxie, so der Metropolit,

der als Botschafter des Moskauer Patriar-

chates bei den europäischen Institutionen

gilt, war das Primat des römischen Bischof

immer ein Ehrenprimat, kein Jurisdiktions-

primat. Die Rechtsgewalt des römischen Bi-

schofs galt nie für die gesamte Kirche, erklär-

te er mit Blick auf die im Herbst wieder neu

beginnenden Gespräche der orthodox-ka-

tholischen Theologenkommission. Bei deren

Treffen in Ravenna im Oktober wird erwar-

tet, das der Petrusdienst ein zentrales Thema

sein wird.

Nordkorea:
Seligsprechung angestrebt

Die Abtei Tokwon, die größte Benediktiner-

gemeinschaft Asiens, hat eine Initiative ge-

startet, deren Ziel die Erhebung von 36 rö-

mischen Katholiken in den Stand der Seligen

ist, die in Nordkorea das Martyrium erlitten

haben. 

Sabas Lee Seonggeun, der Protagonist des

Verfahrens, wies darauf hin, dass diese 36

Opfer alle in Beziehung zu seiner Abtei stan-

den und in den Jahren nach der kommuni-

stischen Machtergreifung in Nordkorea in

den Todeslagern starben. Insgesamt starben

etwa 300 000 Katholiken in den Jahren

1949–1952 unter dem Regime von Kim Il-

Sung, darunter auch Abt Bonifatius Sauer

aus Tokwon, der die Liste der Märtyrer

anführt. Offiziell gibt es in Nordkorea noch

zwei Diözesen, nach vatikanischen Angaben

sind aber alle Kleriker getötet worden, die

Zahl der Katholiken liegt nach diesen

Angaben bei etwa 800, nach nordkoreani-

schen Regierungsangaben bei 3000. Offiziell

gibt es neben einer katholischen Kirche in

der Hauptstadt Pjöngjang zwei protestanti-

sche Gottesdienststätten und seit dem Au-

gust 2006 eine neue orthodoxe Kirche.

Hongkong:
Kirche und häusliche Gewalt

Christen in Hong Kong haben eine erste

Broschüre vorgestellt, die helfen soll, häus-

licher Gewalt zu begegnen. Zugleich wurden

die Gemeinden aufgefordert, ihre pastorale

Praxis dahingehend zu überprüfen, ob sie die

Opfer dieser Gewalt im Blick haben. Pfrin.

Bettsy Ng erklärte: „Wenn die Kirche zuviel

Wert auf Vergebung und Annahme legt, wie

kann sie dann zugleich die Opfer häuslicher

Gewalt wirklich sehen?“ Ng, stellvertretende

Generalsekretärin des Hong Konger Rates

der Church of Christ in China, wies weiter

zu ihrer Generalversammlung eingeladen

und herzlich begrüßt. Die Versammlung

wurde von Prinz Andrew, dem Sohn der bri-

tischen Königin Elisabeth II., eröffnet.

Deutschland: Wechselseitige
Anerkennung der Taufe

Die Evangelische Kirche in Deutschland

(EKD), die Deutsche Bischofskonferenz, or-

thodoxe und altorientalische Kirchen sowie

Freikirchen auf der Ebene der Bundes-

republik Deutschland haben eine förmliche

Erklärung über die wechselseitige Anerken-

nung der Taufe unterzeichnet. Der Festakt

fand im Rahmen eines oekumenischen Got-

tesdienstes am 29. April um 17 Uhr im Mag-

deburger Dom statt. 

Seit gut 30 Jahren gibt es in Deutschland

einzelne regionale Vereinbarungen zwischen

Gliedkirchen der EKD und Römisch-

Katholischen Diözesen zur wechselseitigen

Anerkennung der Taufe. Eine Vereinbarung

auf der Ebene der EKD oder der Deutschen

Bischofskonferenz existierte jedoch bisher

nicht.

US-Kirchenrat:
Generalsekretär wechselt

Pfr. Robert Edgar, bislang Generalsekretär

des US National Council of Churches

(NCC), ist zum neuen Vorsitzenden der in

Washington ansässigen Lobbyorganisation

Common Cause berufen worden. Common

Cause ist eine zivilgesellschaftliche Vereini-

gung, die in den USA für eine Reform der

Finanzinstitutionen und des Wahlsystems

eintritt.

Edgar, 63, ordinierter Methodist, in sechs

Legislaturperioden demokratischer Kon-

gressabgeordneter aus Pennsylvania, hatte

schon zuvor deutlich gemacht, er strebe

keine dritte Amtszeit beim NCC an, nach-

dem er den Nationalen Kirchenrat in den

letzten Jahren erfolgreich durch finanziell

schwierige Zeiten geführt hatte.

OeRK zu Weltbank:
Reform der Arbeitsweise nötig

Der Rücktritt des Weltbankpräsidenten Paul

Wolfowitz wegen der Affäre um die Bezah-

lung seiner Lebensgefährtin erinnert nach

Ansicht des OeRK noch einmal dringlich an

die Reformnotwendigkeit von Internationa-

len Institutionen wie der Weltbank.

Seit langem fordern zahlreiche Gruppen

der Zivilgesellschaft, darunter auch viele

kirchliche Gruppen, mehr Transparenz und

Verantwortlichkeit. William Temu vom

OeRK erklärte, dass das demokratische Le-

gitimationsdefizit bei der Auswahl von

Führungspersonal unbedingt zu einem

Thema werden müsse. Eine wirkliche und

einflussreiche Repräsentanz der Entwick-

lungsländer müsse jetzt gewährleistet wer-

den, so Temu.
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darauf hin, dass die Kirche auch die Würde

der Opfer ehelicher Vergewaltigungen im

Auge behalten müsse. Wenn an der Unauf-

löslichkeit der Ehe festgehalten werde, müsse

auch der Blick auf die Handlungen und

Verhalten in diesem Kontext gesehen wer-

den. Phyllis Wong, ein führendes Mitglied

des Hong Kong Women’s Christian Coun-

cil, unterstrich, es sollte mehr Wert auf die

Qualität der ehelichen Beziehungen gelegt

werden als auf die Unauflöslichkeit der Insti-

tution Ehe. Familien seien heute nicht mehr

automatisch ein sicherer Ort. 

Die Broschüre macht unter anderem Vor-

schläge zur Qualifizierung der pastoralen

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, nicht zu-

letzt deshalb, weil eine 2006 durchgeführte

Untersuchung ergeben hatte, dass 63,9 % der

Geistlichen mit Fällen häuslicher Gewalt zu

tun hatten und 32,6 % der Laien äußerten,

sie kennten einen Fall von ehelicher Gewalt.

Dekade zur Überwindung 
von Gewalt: Gewaltgeschichte
der Christenheit

Pfr. Samuel Kobia rief auf dem Evangeli-

schen Kirchentag in Köln im Juni die Chris-

tenheit dazu auf, sich zu der Gewalt zu be-

kennen, die im eigenen Namen zur Unter-

drückung anderer Glaubensgemeinschaften

geführt habe. „Wenn wir uns diesem Teil der

Geschichte nicht zuwenden, umkehren und

um Vergebung bitten, dann wird dieser Teil

unserer Vergangenheit immer zwischen uns

und Menschen aus anderen Religionen ste-

hen.“ 

Es gehöre, so Kobia weiter, zu den trauri-

gen Kapiteln der christlichen Mission, dass

im Namen Christi andere Religionen mit

großer Gewalt unterdrückt worden seien. So

wie die Geschichte der Kreuzzüge im Nahen

Osten nicht vergessen sei, so dürfe auch die

unterdrückende Seite in der christlichen

Mission nicht vergessen werden.“ Der inter-

religiöse Dialog, so Kobia, müsse höchste

Priorität für die zukünftige Arbeit des Welt-

kirchenrates haben.

Pakistan: Christen protestieren
gegen Einschüchterung 
in „Stammesgebieten“

Kirchen in Pakistan drängen die Regierung,

eine christliche Gemeinde in der Nord-West-

Provinz vor Bedrohungen zu schützen,

deren Mitglieder von islamischen Fundamen-

talisten gezwungen werden, entweder zum

Islam überzutreten oder wegen Gefahr für

ihr Leben auszuwandern.

„Die Obrigkeit in Pakistan hat halbherzig

auf die Situation reagiert, und nur einen ein-

zigen Polizeibeamten geschickt und an der

Tür des Kirchengebäudes stationiert, um die

Gemeinde zu schützen“, berichtete der Na-

tionale Kirchenrat von Pakistan, der vier pro-

testantische Kirchen vertritt.

Hunderte von Christen in weniger ent-

wickelten Teilen des Landes wie Charsadda

und Mardans in der Nord-West-Provinz hät-

ten Angst und viele können nicht schlafen.

Einige Familien hätten schon das Gebiet ver-

lassen, andere schickten ihre weiblichen

Mitglieder an sicherere Orte.

Während einige Behörden die Bedrohun-

gen ableugneten, betonte Victor Azariah,

Generalsekretär des pakistanischen Kirchen-

rates, gegenüber den Oekumenischen Nach-

richten International: „Für Christen ist dies

eine sehr ernste Situation.“ Er fügte hinzu,

religiöse Minderheiten in Pakistan seien oft

Gefahren ausgesetzt.

„Open Doors“, eine evangelikale Organi-

sation mit Sitz in Großbritannien, die sich

für bedrängte christliche Gemeinschaften

und Individuen einsetzt, spricht in einem

neuen Bericht von rund 200 Millionen

Christen, die in mehr als 60 Ländern wegen

ihres Glaubens verfolgt oder diskriminiert

werden. Selbst das als tolerant vermutete

buddhistische Bhutan weigere sich, die

Existenz des christlichen Glaubens anzuer-

kennen. In Indien greife unter Hindus eine

fundamentalistische Strömung um sich; in

mehreren indischen Bundesstaaten wurde die

Konversion zum christlichen Glauben verbo-

ten, was vor allem Dalits betrifft. In China

säßen mehr Christen im Gefängnis als sonst-

wo in der Welt. Im benachbarten Nordkorea

befänden sich an die 50 000 Christen in

Arbeitslagern mit Folterpraxis. 

In Ländern wie Iran und Saudi Arabien

seien christliche Gottesdienste untersagt und

christliche Literatur verboten. An Universitä-

ten in solchen Ländern erzielten muslimische

Studenten bessere Resultate, weil ihnen für

die Kenntnis des Koran automatisch Punkte

gutgeschrieben würden. Gewaltsame Über-

griffe häuften sich in Pakistan, in der Türkei

und in Nigeria.

England: Interreligiöse 
Schulpartnerschaften angestrebt

Die Britische Regierung drängt religiöse

Privatschulen in England und Wales dazu,

Partnerschaften mit ähnlichen Schulen aus

jeweils anderen Religionen einzugehen. Dies

sieht eine gesetzliche Regelung vor, die am

1. September in Kraft tritt und die Schulen

verpflichtet, den Zusammenhalt der Gesell-

schaft über rassische und religiöse Gruppen

hinweg stärker in den Fokus ihrer Arbeit zu

rücken. Fortschritte in diesem Bereich wer-

den bei den Schulen, die staatliche Förde-

rung erhalten, durch Ofsted beobachtet, eine

Regulierungsbehörde für Erziehungsstan-

dards. 

Jim Knight, britischer Schulminister, er-

klärte auf der Jahreskonferenz der Vereini-

gung der Schulrektoren, er sei sehr daran

interessiert, gerade religiöse Schulen in diese

Initiative einzubinden, um ein Gespräch über

Religion anzustoßen. Er regte Brieffreund-

schaften an, um Begegnung von Schülern

und Schülerinnen verschiedener Religionsge-

meinschaften zu ermöglichen. Zur Zeit sind

in Großbritannien die Ausführungsvorschrif-

ten für dieses Gesetz in der Vorbereitung. Sie

stoßen durchaus auch auf Kritik, weil eine

Welle bürokratischer Regelungen erwartet

wird in einem Bereich, in dem viele Schulen

ohnehin schon lange ohne staatliche Rege-

lungen arbeiten.

Schweiz: Handreichung 
für christlich-muslimische
Trauungen

Die Fachstelle Migration der Reformierten

Kirchen Bern-Jura-Solothurn hat als Hilfe-

leistung für die Pfarrer und Pfarrerinnen die

Broschüre „Trauung von christlich-muslimi-

schen Paaren“ erarbeitet.

Als Folge der Einwanderung hat die Zahl

von Menschen muslimischen Glaubens in

Europa in den letzten Jahren stark zuge-

nommen. Wenn ein Paar, bei dem ein Part-

ner christlich ist, während der andere der

muslimischen Religion angehört, um eine

kirchliche Trauung bittet, ist diese Situation

für die Geistlichen oft neu und ungewohnt.

Die Broschüre skizziert den kulturellen und

religiösen Kontext einer solchen Trauung.

Sie stellt grundsätzliche Überlegungen zu

einer solchen Verbindung an und bietet litur-

gische Hinweise, Adressen und Materialien.

Außerdem gibt die Broschüre Hinweise, wie

die Feier gestaltet werden kann und bietet

eine Auswahl von passenden Bibel- und Ko-

ranstellen sowie Gedichten. 

Die Hinweise, die in dieser Handreichung

gegeben werden, sind mit einer Reihe von

Geistlichen und muslimischen Gesprächs-

partnern diskutiert und erarbeitet worden.

Die Broschüre erscheint im Rahmen der

mehrjährigen oekumenischen Kampagne

„Treffpunkt Religion Migration“ und kann

als pdf-Datei heruntergeladen werden:

www.refbejuso.ch/migration

England: Hindu-Recht auf reli-
gionsgemäße Totenverbrennung

Die Leitung der Britischen Hindu-Gemein-

schaft hat gefordert, für die mehr als 500 000

Anhänger und Anhängerinnen die gleichen

kulturellen und religiösen Freiheit zu erhal-

ten, wie sie für die anderen großen Religio-

nen Christentum, Judentum, Islam – im Ver-

einigten Königreich bestünden.

„Wir fordern das Recht, unsere Toten so

zu verbrennen, wie dies in Indien und vielen

anderen Orten seit 4000 Jahren geschieht“,

forderte der in Newcastle geborene Rechts-

anwalt Andrew Bogan in einem Gespräch am

Sitz der Anglo-Asian Friendship Society.

„Die Art und Weise, in der Hindus ihre

Toten verbrennen, gehört zum Kernbestand

unserer Religion. Seit mehr als sechs Mo-

naten versuchen wir dies in einer Kampagne

deutlich zu machen, erste Anzeichen für eine

gewisses Verständnis gebe es inzwischen.“

Die Londoner Times hatte im April berich-
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tet, möglicherweise werde es bald für Hindus

die Möglichkeit geben, ihre Toten unter

freiem Himmel zu verbrennen. 

In der Überzeugung der Hindus ist diese

Art der Verbrennung für den Prozess der

Wiedergeburt von zentraler Bedeutung;

2006 war in Northumberland ein Versuch

gescheitert, diese Einäscherungsmöglichkeit

zuzulassen, nachdem die lokalen Behörden

darin einen Verstoß der Kremationsgesetzes

erkannten. Davender Kumar Ghai, Träger

der UNESCO-Goldmedaille für Friedens-

stiftung und des International Lifetime

Achievement Award von Amnesty Inter-

national, hingegen hat schon im letzten Jahr

darauf verwiesen, das Kremationsgesetz von

1902 decke die hinduistische Praxis. Nach

seinen Aussagen verstehe sich die Hindu-

Gemeinde Großbritanniens – im Übrigen

nach Christentum und Islam drittgrößte

Religionsgemeinschaft des Landes – als eine

erfolgreich integrierte Migrantengemeinde.

Sie fühle sich dadurch massiv verletzt, dass

sie ihre Bestattungsriten nicht so durchfüh-

ren könne, wie es die Religion vorschreibt.

Inzwischen mehren sich Stimmen, auch aus

dem britischen Justizsystem, die eine dem

Hinduismus gemäße Verbrennung für zuläs-

sig halten.

Japan: Widerstand 
gegen Verfassungsänderung

Religiöse Aktivisten, darunter auch Christen,

sind wütend über ein neues Gesetz, welches

das japanische Unterhaus beschlossen hat,

und das den Weg freimacht für ein Referen-

dum über den Artikel 9 der japanischen Ver-

fassung. Dieser Artikel verbietet Japan jede

Kriegsführung. 

Starke Kräfte, auch außerhalb des Landes,

drängen seit langem auf eine Änderung die-

ser nach dem II. Weltkrieg 1945 eingeführ-

ten Regelung. Seit dem Inkrafttreten der

japanischen Verfassung im Jahre 1947 gab es

keine Änderung des auf Volkssouveränität,

den Menschenrechten und der Ablehnung

des Krieges basierenden Dokumentes.

Zahlreiche Gruppen und Menschen, darun-

ter auch Bischof Goro Matsuura, Vorsit-

zender der japanischen Kommission Justitia

et Pax, sehen in den Änderungsabsichten ein

großes Problem und wollen eine Änderung

verhindern.

Norwegen: Bischöfe gespalten

Zwei neu ernannte Bischöfe der Lutheri-

schen Kirche von Norwegen unterstützen

einen Vorstoß der norwegischen Regierung,

die gesetzlichen Regelungen über Partner-

schaften zu ändern. 

Die Mitte-Links-Regierung des Landes

beabsichtigt, gleichgeschlechtlichen Paaren

dieselben Rechte in Bezug auf Adoption und

künstliche Befruchtung einzuräumen wie

heterosexuellen Paaren. Nach dem Vorschlag

sollen auch die Kirchen solche Paare trauen

können, sollen dazu aber nicht verpflichtet

Zuvor hatte sich die Menschenrechtsorgani-

sation aus der Debatte herausgehalten und

offiziell erklärt, ohne Meinung in dieser

Frage zu sein. Erste Überlegungen, diese

neutrale Position aufzugeben, stellte die

internationale Ratstagung von AI schon im

August 2005 an.

Die Menschenrechtsorganisation hat sich

2007 dafür ausgesprochen, Frauen Zugang

zur Abtreibung zu erlauben, sollten ihre Ge-

sundheit oder ihre Menschenrechte bedroht

sein. Als Reaktion auf die Vatikan-Äußerung

betonte die stellvertretende Amnesty-Gene-

ralsekretärin Kate Gilmore in einem Inter-

view, die Organisation habe sich nicht für

Abtreibung als universelles Recht stark

gemacht. Allerdings müssten sich Frauen im

Falle von Vergewaltigung oder Inzest für

diese Lösung entscheiden dürfen.

Simbabwe: Lebensmittelliefe-
rungen politisch missbraucht

Die Behörden Simbabwes enthalten Gegnern

von Präsident Mugabe Hilfslieferungen an

Lebensmitteln vor, so lautet der Vorwurf

einer Koalition kirchlicher Gruppen. Das

Projekt Zimbabwe Peace Project – Churches

Working for Peace rief die Regierung auf,

sicherzustellen, dass Lebensmittel und ande-

re Hilfsgüter alle Menschen des Landes errei-

chen unabhängig von ihrer politischen

Zugehörigkeit. 

Das südafrikanische Land leidet unter

außerordentlicher Lebensmittelknappheit. Es

wird erwartet, dass in diesem Jahr 1,3

Millionen Tonnen Getreide fehlen werden.

Das Welternährungsprogramm geht von

etwa 1,5 Millionen Menschen aus, die Hun-

ger leiden werden. Zugleich erreicht die In-

flation im Land zur Zeit jährlich 2200 %. Die

Armut im Lande wird immer größer.

USA: Neubelebung 
der Sanctuary-Bewegung

Verschiedene religiöse Gemeinschaften in

den USA versuchen zur Zeit eine Neubele-

bung der Sanctuary (Zuflucht, Schutzraum)-

Bewegung. Diese ist am ehesten mit dem

Kirchenasyl in Deutschland zu vergleichen.

In den USA hat diese Bewegung in den

80er Jahren zentralamerikanische Flüchtlinge

vor dem staatlichen Abschiebungsprozess zu

schützen versucht. Die neue Bewegung will

daran anzuknüpfen und Menschen beiste-

hen, die ohne korrekte Papiere in den Verei-

nigten Staaten leben. 

An der am 9. Mai veröffentlichen Kampag-

ne beteiligen sich jüdische, muslimische und

christliche Gruppen. Nach vorsichtigen

Schätzungen leben etwa 12 Millionen Men-

schen in den USA, ohne die nötigen Papiere

zu besitzen.

werden. Die übrigen neun Mitglieder der

Lutherischen Bischofskonferenz wiesen die

Vorstellung zurück, die neuen Partner-

schaften als „Ehe“ zu bezeichnen.

Südafrika: Herausforderung aus
den eigenen Reihen

Eine Gruppe von 19 methodistischen Pfar-

rern hat in Südafrika den Versuch gestartet,

die Position der eigenen Kirche, was das

Verbot der Teilnahme an Segnungsfeiern für

gleichgeschlechtliche Paare betrifft, aufzu-

brechen. Nach einer Entscheidung des süd-

afrikanischen Parlaments aus dem Jahre 2006

können Schwule und Lesben ihre Partner-

schaft offiziell registrieren lassen. Die Pfarrer

des Distrikts Cape of Good Hope haben ihre

Synode aufgefordert, ihnen das Recht zu

eigener, situationsabhängiger Entscheidung

zuzugestehen, ob sie an solchen Feiern im

Amt mitwirken dürfen. 

In Südafrika wirken die Pfarrer der meisten

Kirchen im Auftrag des Staates auch als

Standesbeamte bei Eheschließungen.

Amnesty International: Kontro-
verse um Abtreibungsposition

Die „ansonsten so verdienstvolle“ Organisa-

tion Amnesty habe sich den Abtreibungsbe-

fürwortern gebeugt und ihre Aufgabe verra-

ten, sagte der Vorsitzende des Päpstlichen

Rats für Gerechtigkeit und Frieden, Renato

Kardinal Martino, laut einer Erklärung des

Vatikan. Daher müssten Individuen und

katholische Organisationen ihre Unterstüt-

zung einstellen. Die 1961 in London ge-

gründete Organisation Amnesty Internatio-

nal (AI) widmet sich der Wahrung der Men-

schenrechte.

„Wenn eine NGO, in diesem Fall die Kir-

che, ihren Mitgliedern sagt, sie sollen einer

anderen NGO nicht spenden, dann kann ich

damit leben.“ So kommentiert Heinz Pat-

zelt, Geschäftsführer von Amnesty Interna-

tional (AI) Österreich, den Appell des

Vatikans an die Katholiken, die Menschen-

rechtsorganisation AI wegen ihrer „Kehrt-

wende“ beim Thema Abtreibung zu boykot-

tieren. Allerdings mache sich die Organisa-

tion keineswegs für ein „Menschenrecht auf

Abtreibung“ stark. Frauen, die nach einem

illegalen Schwangerschaftsabbruch zu ver-

bluten drohen, dürfe von Ärzten die Behand-

lung aber nicht verweigert werden, wie dies

etwa in südamerikanischen Staaten häufig

der Fall sei. 

Patzelt sieht in diesen drei Punkten keine

Kehrtwende – Abtreibung sei auch früher

kein Tabuthema gewesen –, sondern das

logische Ergebnis einer vierjährigen

Beschäftigung mit dem Komplex Gewalt

gegen Frauen. Auch innerhalb der „pluralis-

tischen“ Organisation Amnesty seien sehr

unterschiedliche Positionen vertreten, die

man intensiv diskutiert habe. Amnesty Inter-

national (AI) diskutierte seit einiger Zeit, für

das Recht auf legale Abtreibung zu kämpfen.
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. Bremen

Pilgerfahrt zum Ort der 3. Europäi-
schen Oekumenischen Versammlung

Die gefühlte Grenze Europas nach Süd-Ost-

europa hat sich deutlich über die ehemalige

Grenze des „Eisernen Vorhangs“ nach Un-

garn, Serbien und Rumänien hin verschoben,

so das Resümee der 25 Teilnehmenden der

fast 4700 km weiten Pilgerfahrt nach Rumä-

nien, die das Diakonische Werk zusammen

mit der Oekumenischen Initiative Bremen

vom 24. April bis 5. Mai 2007 organisiert

hat. 

Die Reiseroute der Pilgerfahrt führte

durch Österreich über Ungarn nach Serbien,

wo die Pilgergruppe nach einer Stadtrund-

fahrt durch Belgrad am dritten Reisetag im

100 km östlich an der rumänischen Grenze

liegenden Bela Crkva/Weißkirchen von der

katholischen Gemeinde empfangen wurde. 

Für eine kleine Gruppe von acht Pilger-

fahrern war die Weiterfahrt als Fahrradetappe

entlang der Donau ein besonderes Pilger-

erleben, bevor in gemeinsamer Busfahrt das

fruchtbare, sanfte Bergland Siebenbürgens

am 5. Pilgertag erreicht wurde. Erstes Haupt-

ziel war die Stadt Schäßburg, rumänisch Sig-

hisoara, die neben sechs anderen Städten zu

den Namensgebern des „Sieben Burgenlan-

des“ Siebenbürgen gehört. Ab 1150 hatte

auf den Ruf des damaligen ungarischen Herr-

schers eine Zuwanderung aus der Region des

heutigen Luxemburg und von der Mosel ein-

gesetzt. „In Hermannstadt und Schäßburg

wurde schon früher deutsch gesprochen als

in Berlin oder Dresden“, so die überraschen-

de Erkenntnis während der Stadtführung.

Von seinen ca. 30 000 Einwohnern zählen

nach der massiven Abwanderung um 1990

heute noch 530 zur deutschen evangelisch-

lutherischen Gemeinde. Unser Besuch dien-

te erstens der Festigung der mit Bremen

bestehenden kirchlichen Partnerschaft und

dem Kennenlernen der diakonischen Arbeit

des bescheidenen Pflegedienstes. Zweitens

wollten wir die oekumenische Zusammenar-

beit zwischen rumänisch-orthodoxer, katho-

lischer, ungarisch-reformierter und der evan-

gelisch-lutherischen Kirche kennen lernen. 

Nach zwei Tagen in Schäßburg pilgerten

wir weiter nach Hermannstadt, rumänisch

Sibiu. Die Radfahrer unter den Pilgern erleb-

ten einer Zeitreise: auf unbefestigten Wegen

durch agrarisch geprägte Dörfer ohne Autos,

überholten Pferdegespanne und staunten

über den mit Pferd pflügenden Bauern, wir

fuhren neben stillgelegten Eisenbahngleisen,

Zeugnis prosperierender Wirtschaftstätigkeit

im frühen 20. Jahrhundert und kamen

schließlich in die boomenden Gewerbegebie-

te des 21. Jahrhunderts vor den Toren Her-

mannstadts, der Kulturhauptstadt Europas

für das Jahr 2007. Der Vizebischof der Evan-

gelisch-Lutherischen Kirche Augsburger Be-

kenntnisses in Rumänien, Dr. Hans Klein,

war überzeugt, dass die 3. Europäische

Oekumenische Versammlung schon allein

dadurch ein bahnbrechendes Oekumene-

ereignis wird, weil ca. 800 der über 2000

Delegierten privat bei Familien in Hermann-

stadt untergebracht sein werden. So etwas

werde für die Wahrnehmung der Kirchen in

Hermannstadt und in ganz Rumänien nach-

haltig positive Folgen haben und den zwi-

schenkirchlichen Beziehungen einen verbin-

denden, eben oekumenischen Schub geben. 

Letzte Station der Pilgerfahrt auf der

Rückreise war der von den deutschen Be-

satzungstruppen als Vergeltungsakt auf das

Attentat an SS-Obergruppenführer Reinhard

Heydrich zerstörte Ort Lidice in der Nähe

von Prag, Tschechien. Der Besuch der Ge-

denkstätte und Gespräche mit Zeitzeuginnen

in Lidice führten zurück in das durch den

Nationalsozialismus über die Völker Europas

gebrachte Leid, es wurde aber auch deutlich,

dass Versöhnung möglich ist, wo in der Ko-

operation mit deutschen Friedensaktivisten

über lange Jahre Vertrauen aufgebaut wurde,

damit Europa zu einer friedvollen und ge-

rechten Zukunft findet. 

Uwe Ihssen, Oekumenische Initiative Bremen

Hollerallee 75, 28209 Bremen, Tel.: 04 21/3 4615-36

Fax: 3 4615-38, www.oekumene.kirche-bremen.de

www.bildungswerk.kirche-bremen.de

. Berlin-Brandenburg

Sibiu-Ergebnisse für Gemeinden

Mit der 3. Europäischen Oekumenischen Ver-

sammlung beschäftigt sich zur Zeit die Kon-

sultativgruppe, eine der Kommissionen des

Oekumenischen Rates Berlin-Brandenburg.

Zwei Mitglieder der Konsultativgruppe wer-

den im September nach Sibiu reisen, um an

der Versammlung teilzunehmen. Im Herbst

soll es im Rahmen des Oekumenischer Rat

Berlin-Brandenburg eine Veranstaltung ge-

ben, die sich mit den Themen der 3. EÖV

beschäftigt. Es besteht die Hoffnung, dass

das, was in Sibiu geschieht und besprochen

wird, später in die Kirchengemeinden hinein

getragen werden kann.

Friedenskonvokation, 
Dekade und neue Mitarbeit
Während ihrer vorletzten Sitzung hat die

Ratsleitung des Oekumenischer Rat Berlin-

Brandenburg beschlossen, eine neue Kom-

mission einzurichten. Sie trägt den Titel

„Kommission Oekumenische Friedenskon-

vokation 2011.“ 

Auf der letzten Vollversammlung des

OeRK in Porto Alegre/Brasilien (Februar

2006) wurde ja beschlossen, zum Abschluss

der Oekumenischen Dekade zur Überwin-

dung von Gewalt (DOV) eine Oekumeni-

sche Friedensdeklaration zu verabschieden.

Die neue Kommission innerhalb des OeRBB

wird diesen Prozess inhaltlich mitbegleiten

und mitgestalten. 

In ihrer Mai-Sitzung hat die Ratsleitung

entschieden, dass ein zweites Oekumenisches

Stadtkirchenfest in zwei Jahren in Berlin ver-

anstaltet werden soll. Das erste Fest war ein

oekumenischer Höhepunkt des Jahres 2006

in unserer Region. Am 28. Juni dieses Jahres

hat sich eine „Spurgruppe“ zum ersten Mal

getroffen, um mit den entsprechenden Über-

legungen zu beginnen. 

Pfarrerin Dr. Gerdi Nützel wurde zum 1.

Juli dieses Jahres als neue Ev. Referentin (mit

einem Arbeitsumfang von 50 %) in die Ge-

schäftsstelle des Oekumenischen Rates Ber-

lin-Brandenburg berufen. Sie bringt viel

oekumenische Erfahrung mit; während der

letzten sechs Jahre war sie Theologische Re-

ferentin im Berliner Missionswerk. 

Steve Smith, Ev. Referent des Oekumenisch-

Missionarischen Institutes des Oekumenischen Rates

Berlin-Brandenburg, Gierkeplatz 2–4, 10585 Berlin

Tel.: 0 30/3 4210 00

. Niedersachsen

Sibiu: Abschied vom konziliaren Prozess?

In Niedersachsen kam das XV. Oekumeni-

sche Forum des Konziliaren Prozesses der

Konföderation Evangelischer Kirchen in

Niedersachsen in Hannover zusammen unter

dem Titel „Auf dem Weg nach Sibiu“ Das

Hauptreferat hielt am 12. Mai 2007 Pfr. i. R

Werner Gebert vom Plädoyer für eine oeku-

menische Zukunft „3. Europäische Oekume-

nische Versammlung Sibiu: Abschied vom

Konziliaren Prozess?“. Der Referent begann

mit einer Darstellung der verschiedenen So-

zialgestalten von Kirche. „Normalerweise

spricht man von deren vier: Die universale,

die regionale, die lokale und dann noch eine
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Pilger auf dem Rad nach Sibiu



von anderer Qualität: die prophetische, die

sich nicht in den sog. Amtskirchen findet,

sondern in Gruppen, frei floatend und ver-

netzt. Er erinnerte an die Grundidee des

Konziliaren Prozesses, „dass die Kirchen die

Überlebensfragen der Menschheit theolo-

gisch ernst nehmen, als Herausforderung an

den christlichen Glauben begreifen und in

einen entsprechenden Lernprozess eintre-

ten.“ Zur Umsetzung merkte Werner Gebert

kritisch an, „dass die Kirchen vieles gern

unterschreiben, was sie für gut und sinnvoll

halten. Am Einhalten solcher übernommener

Verpflichtungen hapert es jedoch, auch des-

halb, weil die Nichteinhaltung nicht mit

Sanktionen bedroht ist. Verpflichtungen

werden mehr oder minder freiwillig über-

nommen. Wenn sich niemand für ihre

Durchsetzung stark macht, bleiben sie fol-

genlos. Gerade in Bezug auf oekumenische

Verpflichtungen haben die Synoden und die

Gruppen eine entscheidende Monitoring-

Aufgabe. Man muss die Kirchen immer und

immer wieder auf das festnageln, was sie

unterschrieben haben! In deutschen Landes-

kirchen werden die gegenüber der Oekume-

ne eingegangenen Verpflichtungen sehr ver-

schieden ernst- und wahrgenommen. In

nicht wenigen Landeskirchen wird die Oeku-

mene regelrecht desavouiert“.

Pfr. i. R. Werner 
Gebert, Tübingen,
unterstreicht die
Bedeutung des
Konziliaren Prozesses
für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewah-
rung der Schöpfung
für das Kirchesein.

Der Referent kritisierte „Viele Landeskirchen

tendieren dazu, den Konziliaren Prozess zu

schwächen. Das kann auf verschiedene Weise

geschehen. Eine der gemeinsten ist, ihn für

tot zu erklären. Meiner Meinung nach bege-

hen sie damit allerdings selbst geistlichen

Selbstmord. Wer den Konziliaren Prozess für

tot erklärt, hat entweder nicht begriffen, was

er für das Kirchesein der Kirche bedeutet

oder hat einen völlig anderen nicht-oekume-

nischen theologischen Ansatz. Das möchte

ich klar machen mit einem berühmten Zitat

aus dem Mund des ersten Generalsekretärs

des OeRK, Willem Visser’t Hooft, der den

Ausdruck „ethische Häresie“ prägte. Seiner

Überzeugung nach sind Kirchen(glieder),

„die in der Praxis ihre Verantwortung für die

Bedürftigen irgendwo in der Welt leugnen,

ebenso der Häresie schuldig ... wie die, die

die eine oder andere Glaubenswahrheit ver-

werfen“.

„Wenn das gilt, und ich meine: das gilt,

dann steht mit Bezug auf die Überlebensfra-

gen der Menschheit, nämlich den Fragen

nach Gerechtigkeit, Frieden und die Bewah-

rung der Schöpfung, das Kirchesein der Kir-

che, die Ekklesiologie, auf dem Spiel. Dann

müssen Fragen gestellt und beantwortet wer-

schloss Werner Gebert. Man wisse bislang

auch „noch gar nicht, ob in Hermannstadt

überhaupt Beschlüsse gefasst werden. Eine

Schluss-Botschaft ist sehr wahrscheinlich.

Einen Abschied vom Konziliaren Prozess

wird es wohl kaum geben. Da würde sich die

Kirche selbst amputieren. Es steht aber zu

befürchten, dass sie diese ekklesiologisch

wesentliche Seite ihres Daseins nicht genü-

gend würdigt und fördert.“

Kontakt: Oekumenisches Netz in Niedersachsen

Gerhild Kramer, Wellerser Str. 14, 37586 Dassel

Tel.: 0 55 62/67 94 

. Baden

Friedensforum

Ein stärkeres Engagement von Bürgern und

Kirchen für den Frieden verlangte das Forum

Friedensethik in der badischen evangelischen

Landeskirche. Die Versammlung zeigte sich

besorgt über die Weiterentwicklung der Bun-

deswehr zu einer internationalen Eingreif-

truppe. Der Berliner Professor Elmar Altva-

ter warnte vor Tendenzen zu einer Militari-

sierung der EU-Außenpolitik. Als ausschlag-

gebend für die amerikanischen Angriffe auf

den Irak und den Einsatz in Afghanistan ana-

lysierte er den Zugriff auf noch finanzierba-

res Öl. Er verlangte ein entschlossenes ener-

giepolitisches Umsteuern weg von fossilen

Brennstoffen, hin zu erneuerbaren Energien.

Dabei plädierte er für eine Änderung des

westlichen Lebensstiles und für eine dezen-

tralere Wirtschaft.

Clemens Ronnefeldt, Referent für Frie-

densfragen beim Versöhnungsbund, forderte

angesichts eines immer noch drohenden

amerikanischen Angriffs auf den Iran von

den Bundestagsabgeordneten, einem weite-

ren verheerenden Krieg eine klare Absage zu

erteilen.

Die Mitglieder des Friedensforums be-

schlossen eine Eingabe an die badische Lan-

dessynode. Danach soll sich das Kirchen-

parlament einen Beschluss der württembergi-

schen Landessynode vom 16. März 2007 zu

eigen machen für die Einrichtung einer euro-

päischen Agentur für Friedensförderung, die

entsprechend der vorrangigen Option für

Gewaltfreiheit finanziell nicht schlechter als

das militärische Pendant ausgestattet sein

darf (vgl. letzte Ausgabe des OID).

Während in Baden das Friedensforum,

zahlreiche örtliche Gruppen und mit überre-

gionaler Reichweite etwa Kairos Europa für

die Fortsetzung des konziliaren Prozesses für

Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbe-

wahrung tätig sind, oder mit spezifischer

Zuspitzung oekumenische Basisorganisatio-

nen wie die „Werkstatt Oekonomie“, musste

das Oekumenische Netz in Baden seine Tä-

tigkeit im Frühjahr 2007 kapazitätshalber be-

enden. Aus der jahrzehntelangen Arbeit des

den wie: Wozu ist die Kirche da? Ist die

Kirche ein Instrument des Heilshandelns

Gottes an der Welt? Soll die Kirche an ihrer

Selbsterhaltung interessiert sein oder sich

gewollt in die Welt bzw. Gesellschaft hinein

auflösen wie das Salz in die Suppe? Ist der

Konziliare Prozess nur etwas für Aktivisten,

etwas für ethisch motivierte Leute, die man

halt machen lassen soll, die aber von der wah-

ren Theologie keine Ahnung haben oder

nichts wissen wollen?“

Gebert konstatierte eine faktische Schwä-

chung des konziliaren Prozesses seitens der

EKD und diversen Landeskirchen. Dabei

nannte er „die konfessionellen Profilierungs-

bemühungen, die die oekumenische Bewe-

gung schwächen zugunsten der Konfessions-

familien ... Das geht aber wohl nur auf Kos-

ten der Gemeinschaft und der Gemeinsam-

keit. Die Oekumene verliert so an Bedeu-

tung, verschwindet oft ganz aus dem Denk-

horizont. Sie wird geschwächt und damit

auch der Konziliare Prozess ...

Da gibt es die strukturellen Modernisie-

rungsbemühungen. Ich meine das so ge-

nannte Impulspapier des Rates der EKD

„Kirche der Freiheit“ ...

Wer für die schlimmste Schwächung des

Konziliaren Prozesses, der Organisation der 3.

Europäischen Oekumenischen Versammlung

(3ÖEV oder EEA3) in Hermannstadt verant-

wortlich ist, weiß ich nicht so genau. Vermut-

lich ist die Konferenz Europäischer Kirchen

(KEK) am wenigsten schuld daran. Der

Skandal: Es gibt nur Delegierte. Damit haben

sich die verfassten Kirchen weitestgehend die

Kontrolle über das Geschehen gesichert ...

Basisleute, die trotzdem nach Hermann-

stadt wollen, werden damit abgeschreckt,

dass es dort keine Übernachtungsplätze

gebe. Dabei wären viele mit Zelten zufrieden

gewesen. Kurzum: Der Ausschluss großer

Teile des Volkes Gottes ist gewollt.

Hinzu kommt, dass die Information über

die 3EÖV trotz einer Fülle von Papier ziem-

lich mager ist ...

Es ist allerdings sehr beklagenswert, wenn

die Gruppen, die sich für weltweite Gerech-

tigkeit, für die Durchsetzung der Menschen-

rechte, für Friedensaufgaben wie etwa die

zivile Konfliktbearbeitung, für Migrant-

Innen, für die Erhaltung der Schöpfung,

gegen Gendreck usw. stark machen, sich in

der Kirche nicht mehr zuhause fühlen kön-

nen. „Die Gründe dafür lägen auf der Hand:

Hauptverantwortlich sei eine „Theologie, die

ethisches Handeln für zweitrangig erklärt.

Dabei wissen alle theoretisch, dass ein Glau-

be ohne ethisches Engagement nichts taugt

und völlig unglaubwürdig ist, und das gilt

ungeachtet der Glaubensaussage, dass wir

alles, was wir sind und haben, durch die

Gnade Gottes empfangen haben und dass

wir weiterhin sündigen werden. Glauben und

Kampf für gerechte Verhältnisse sind zwei

Seiten einer Medaille.“

„Die von den Kirchen gesetzten Rahmen-

bedingungen für eine Verstärkung des Kon-

ziliaren Prozesses sind nicht besonders gut“,
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Netzes sind zahlreiche Initiativen hervorge-

gangen, die weiterhin in Landeskirche und

Gesellschaft wirksam sind.

. Oekumenisches Netz
Rhein-Mosel-Saar

Stimmen aus den USA gegen den Krieg

Die 37-jährige Aimee Allison verweigerte

während des II. Golfkrieges Anfang der 90er

Jahre den Kriegsdienst und engagiert sich

heute für inhaftierte Verweigerer sowie bei

der Kampagne gegen Rekrutierung. Sie wird

darüber berichten, wie sich die US-Gesell-

schaft zur Kriegspolitik der eigenen Regie-

rung stellt, welche Antikriegsaktivitäten es

von der US-Friedensbewegung gibt und wie

die Organisationen zur Unterstützung von

Kriegsdienstverweigerern und gegen die Re-

krutierung arbeiten. Veranstalter des Abends

mit Aimee Allison von der US-Friedensbewe-

gung am Dienstag, 30.10. 2007 um 19.30 h

in der Christuskirche Koblenz ist das Oeku-

menische Netz Rhein-Mosel-Saar zusammen

mit dem Sozialforum Koblenz, Pax Christi

und der KHG Koblenz.

Den Lebens- und Arbeitsbedingungen von

Flüchtlingen in Deutschland widmet das

Oekumenische Netz Rhein-Mosel-Saar seine

Netzversammlung des Oekumenischen Net-

zes Rhein-Mosel-Saar am Samstag, den

1.12.2007 im Gespräch mit MigrantInnen

und ihren Organisationen. Anschließend fin-

det die Mitgliederversammlung im Dietrich-

Bonhoeffer-Haus Bad Kreuznach statt.

Das Oekumenische Netz beteiligt sich aktiv

beim 2. Sozialforum in Deutschland in Cott-

bus vom 18. bis 21. Oktober 2007.
Informationen unter: www.sozialforum2007.de

info@sozialforum2007.de.

Oekumenisches Netz Rhein Mosel Saar e.V.

Pfarrer-Werner-Mörchen-Str. 1, 56564 Neuwied

Tel.: 0 26 31/35 4140, Fax: 0180/50 60 33 59 9376

www.oekumenisches-netz.de

info@oekumenisches-netz.de

. Württemberg

Erwartungen und Hoffungen für Sibiu

Viele Errungenschaften des Konziliaren Pro-

zesses sind uns inzwischen selbstverständlich

geworden. Gewachsen ist die Versöhnungs-

arbeit innerhalb der verschiedenen Kirchen

und Religionen sowie das Bewusstsein und

Engagement für das gemeinsame eine Leben

in der einen Welt, z.B. Fairer Handel, regio-

naler biologisch kontrollierter Anbau oder

Nachhaltigkeit-managements bis hin zum

Rio-Prozess auf politischer Ebene. Das Enga-

gement der oekumenischen Basisbewegung

als Motor und Teil der Kirchen im Zusam-

menspiel mit deren offiziellen VertreterInnen

gilt auch für die 3EOeV. Leider ist der Kon-

ziliare Prozess als solcher nach Außen kaum

mehr sichtbar. Dennoch liegt es an uns, die

inhaltliche Arbeit in Sibiu z.B. in den neun

Foren (Einheit, Spiritualität, Zeugnis, Euro-

pa, Religionen, Migration, Schöpfung, Ge-

rechtigkeit und Frieden) mit dessen Anliegen

zu durchdringen und im Bewusstsein zu hal-

ten. Darüber hinaus trachten oekumenische

Initiativen, Basisgruppen und Netze durch

ihre Delegierten wichtige Themen in von

ihnen veranstalteten Hearings zu vertiefen.

Seit langem arbeiten viele an alternativen

Systemen zur ökonomisierten Welt, d.h., an

Ansätzen eines Wirtschaftens, das dem Le-

ben dient, den Menschen und Ressourcen,

der Kreatur und Natur, um sie für Genera-

tionen nach uns zu erhalten. Inzwischen

werden jedoch auch die verschiedenen, be-

stehenden Demokratieformen durch die

Ökonomisierung unterwandert bzw. deren

Gesetze, einschließlich nationalstaatliche

Hoheitsbereiche, ausgehöhlt, z.B. Verschär-

fung des Personenrechts, Datenschutzrechts,

Recht auf Freiheit und Sicherheit usw.

Nachdem aus unserer Sicht auf politischer

Ebene Fakten – ohne echte, öffentliche

Diskussion und Beschlüsse – geschaffen wer-

den, wie z.B. in der Frage des EU-Verfas-

sungsvertrages, sind wir, das Oekumenische

Netz Württemberg (OeNW) der Meinung,

dies durch das Entwickeln einer „Euro-

päischen Verfassung“ im ursprünglichen Sinn

des Wortes - noch regeln zu können.

Diese Verfassung für den Kontinent Euro-

pa soll in erster Linie dem friedlichen und

versöhnenden Zusammenwachsen und Zu-

sammenleben der verschiedenen Staaten mit

ihren verschiedenen Völkern, Ethnien, kultu-

rellem und religiösem Erbe dienen. Die Auf-

gabe dieser Verfassung wäre, auf eine weit

reichende Zukunft ausgerichtet zu sein, nach

Maßgabe der europäischen wie internationa-

len Menschenrechte das Leben und Wirt-

schaften in Europa und ihren weltweiten Be-

ziehungen zu regeln; ausgerichtet zu sein auf

soziale Gerechtigkeit, dabei vorrangig auf

Armutsverhinderung, auf Frieden, vorrangig

eine EU-Friedensagentur zu stützen vor EU-

Kampfeinsätzen, auf Schöpfungsbewahrung,

auf regenerierbare Energien und Ressourcen-

schutz; auf Freiheit, dabei Personenrecht,

Datenschutz; und breite demokratische Par-

tizipation der Bevölkerungen zu gewährlei-

sten. Die Detailregelungen sind Aufgabe von

Gesetzen. Das OeNW hat inhaltliche Grund-

sätze für eine europäische Verfassung ent-

worfen, die vielseitige anerkennende Beach-

tung finden (vgl. letzte OID-Ausgabe).

Unsere Antwort auf die mögliche Mitge-

staltung bis zu den Regierungskonferenzen

im Herbst 2007 ist, für das Europaforum in

Sibiu ein vorbereitendes Hearing zusammen

mit Vertreterinnen und Vertretern vom

Oekumenischen Netz in Deutschland, Pax

Christi, der Konferenz Europäischer Kirchen

und dem Rat der Evang. Kirche in Deutsch-

land zu veranstalten. Unsere Zielvorstellung

ist, das Ergebnis in die Schlussbotschaft der

3EOeV einzubringen und an die Regie-

rungskonferenzen weiterzugeben. Es ist eine

Chance für uns und 2500 Delegierte, hier

ein gemeinsames Zeichen der europäischen

Kirchen zu setzen und öffentlich sichtbar zu

machen.

Kontakt: OeNW, c/o Sylvia Dieter, Delegierte für die

3EoeV, Nahe Weinbergstr. 12, 74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68, dieter_sylvia@web.de, Texte der

3EOeV: www.oecumene3.eu oder: www.eea3.org

. Oekumenisches Netz in
Deutschland (OeNiD)

Zwischen Gestaltung der Globali-
sierung und Kritik am Imperium – 
Zum Beitrag der Oekumene

„Wirtschaftssysteme sind eine Sache von Le-

ben und Tod“, so benannte der Reformierte

Weltbund bei seiner 24. Generalversamm-

lung in Accra/Ghana im Jahr 2004 die

Zeichen der Zeit: Unsere gegenwärtige Welt-

(Un)Ordnung beruhe auf einem „unmorali-

schen Wirtschaftssystem, das von einem Im-

perium verteidigt wird.“ Dabei verstand die

Versammlung unter dem Begriff „Impe-

rium“ eine „Konzentration wirtschaftlicher,

kultureller, politischer und militärischer

Macht zu einem Herrschaftssystem unter der

Führung mächtiger Nationen, die ihre eige-

nen Interessen schützen und verteidigen wol-

len.“ 

Eine klare Sprache, die zum Bekenntnis,

zum Zeugnis und zum Handeln aufruft.

Neben der Forderung zum Bekenntnis pro-

voziert vor allem die Rede vom „Imperium“

in den Kirchen des Nordens eine ablehnende

Haltung. Eine weit verbreitete Reaktion

nicht nur in kirchenleitenden Kreisen vermu-

tet eine vereinfachte Weltsicht und Ver-

schwörungstheorien in der Rede vom Impe-

rium. Entscheidend für die Bekämpfung von

Armut, Ungerechtigkeit und Gewalt sei eine

politische Gestaltung der Globalisierung

(global governance). In diesem Sinne sei

zum Beispiel die Politik der G8 oder der EU

zu beeinflussen. Dieser Streit ist kein rheto-

rischer, denn in ihm zeigen sich unterschied-

liche Interpretationen der Wirklichkeit und

logischerweise auch unterschiedliche politi-

sche Strategien: – Wer auf global governance

setzt, sucht auf zivilgesellschaftlicher und

staatlicher Seite nach Lösungen für Frieden

und Gerechtigkeit. – Wer die herrschenden

Akteure als Teile eines „Imperiums“ inter-

pretiert, stellt ihre Legitimität in Frage, defi-

niert sie als Teil des Problems, dem der

Widerstand der oekumenischen Bewegung

gelten sollte. Wie können wir angesichts die-

ses Gegensatzes, der auch die oekumenische

Basis durchzieht, Wege zum Bekennen, zum

Zeugnis und zum Handeln finden?
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Zwischen politischer Gestaltung der
Globalisierung (global governance) 
und Kritik am Imperium. 

Welchen Beitrag leistet 
die Oekumene zur Schaffung einer

„anderen Welt“? 

Jahrestagung des Oekumenischen Netzes 

in Deutschland vom 26.–28.10. 2007
Gustav-Stresemann-Institut Bonn.

Die Tagung trägt zur Diskussion der gegen-

sätzlichen Positionen bei. Sie entfaltet insbe-

sondere die Rede vom Imperium und die

Rolle der EU in diesem Konzept. Geplant ist

am Freitag ein Runder Tisch über „Imperi-

um“ mit Beiträgen von Ulrich Frey, Arbeits-

kreis GMÖ, Sophie Bodegon, Sabine Feren-

schild. Am Samstag Vormittag folgen 1. Von

Imperien und Imperialismen. Eine politische

Analyse globaler Machtverhältnisse / Prof.

Dr. Joachim Hirsch (Politologe, Uni Frank-

furt) 2. Die EU – oder die Militarisierung

der Außenpolitik im Zuge der Globalisierung

(Bsp. Afghanistan) / Claudia Haydt (Infor-

mationsstelle Militarisierung, Tübingen), am

Nachmittag: Von Protesten und Widerstand!

Von professioneller NGO-Arbeit und Fach-

diensten! Welche Strategien brauchen wir?

Welche Strategien verlangen die PartnerIn-

nen im Süden von uns? 

An den Studienteil schließt sich ab 18h am

Samstag die Jahrestagung des OeNiD an. 

Kontakt: Oekumenisches Netz in Deutschland

c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

36251 Bad Hersfeld, Tel.: 0 66 21/62 0186, Fax: 6 56 45 

. Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen in
Deutschland (ACK)

Hefte und Kerzen für EOeV in Sibiu

Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kir-

chen bietet unter ihrer Internetadresse Ma-

terial an zur 3.Europäischen Oekumenischen

Versammlung in Sibiu Materialhefte für

Gemeinden – Bausteine für Gruppenarbeiten

und Gottesdienste – Information und Doku-

mentation (Preis: 5,– EUR), ein Materialheft

III „In deinem Licht sehen wir das Licht.

Predigten, Meditationen“ (8,– EUR), Flyer

der EÖV 3 mit Basis-Information (kosten-

los), kleine Kerzen mit Becher mit Aufdruck

(Preis je 0,60 EUR) und größere Kerzen zur

EÖV (bis 30 cm Preis bis 18,– EUR)

Kontakt: Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in

Deutschland (ACK), Ludolfusstr. 2–4, 60487 Frankfurt

Tel.: 0 69/24 70 2711, www.oekumene-ack.de

Zwischenergebnisse
Was die Frage der Einheit der Kirchen be-

trifft, wurde eine Vorentscheidung für das

entsprechende Forum in Sibiu getroffen. 

Geplant ist:

1. mit Nachdruck zu fordern, dass die bishe-
rigen gegenseitigen Vereinbarungen zwi-
schen den christlichen Kirchen anerkannt
und eingehalten werden;

2. die geistliche Gemeinschaft der Kirchen zu
fördern, u.a. mit dem konkreten Vor-
schlag, an einem Tag in jeder Woche für
die Einheit der Christenheit zu beten;

3. eine Verknüpfung zu schaffen zwischen
der Reflexion über die Einheit der Lehre
und über die Einheit der Praxis.

Was das Gespräch mit den anderen Reli-

gionen betrifft, wurde reflektiert, wie das

Motto von Sibiu („Das Licht Christi scheint

auf alle“) wohl auf Moslems u.a. wirkt. In

Sibiu soll thematisiert werden, welche Rolle

die anderen Religionen in der jeweiligen

Theologie der christlichen Kirchen spielen.

Außerdem soll der Erfahrungsaustausch im

Dialog mit den anderen Religionen verstärkt

werden. 

Zum Thema Frieden
Der Fokus wird „Versöhnung in Europa“

sein. Fragestellung: Was war und ist die Rolle

der Kirchen in Versöhnungsprozessen? Zeu-

gen und gute Beispiele sollen präsentiert und

Empfehlungen weitergegeben werden. 

Vom Verständnis des Konziliaren Prozes-

ses her sind m.E. drei Schwerpunkte für Si-

biu sichtbar geworden: die „Totalökonomi-

sierung“ des Lebens durch die unkontrollier-

te Globalisierung, Migration und Klimawan-

del (hier mit den konkretesten Vorschlägen

und Initiativen für Sibiu).

Vorsichtiger Ausblick
Erneut wurde in Wittenberg die „Ungleich-

zeitigkeit“ auf dem Weg zu einer geschwis-

terlichen Kirche sehr greifbar für mich. Do-

minant waren insgesamt – wieder einmal –

die Männer gegenüber den Frauen, die Kle-

riker gegenüber den sog. Laien und die Alten

gegenüber den Jungen. Dazu tragen sehr

stark die Medien bei, die sich z.B. mit ihren

Kameras auf die Würdenträger mit den exo-

tischen Gewändern stürzen.

Doch im Kontrast dazu wurde auch immer

wieder gefordert, nicht so sehr auf die Su-

prastrukturen zu setzen, sondern die Bewe-

gung zur Einheit der Christenheit und die

Anstrengungen für mehr Gerechtigkeit, Frie-

den und Bewahrung der Schöpfung in den

Ortsgemeinden zu verankern.

Im Rahmen der dritten Station der EÖV3

im Februar 2007 in Wittenberg hielt in

einer Oekumenischen Aussendungsliturgie

zum Abschluss der Tagung Bischöfin Mar-

got Käßmann die Predigt. Sie zog kritisch

Bilanz über die Tagung in Wittenberg und

entwickelte zugleich eine Vision: „Wir müs-
sen am Ende dieser Tagung eingestehen: Es
ist uns bisher nicht gelungen, in Europa ein

. Pax Christi

Skepsis vor Sibiu 

Die 3. Europäische Oekumenische Versamm-

lung in Sibiu/Hermannstadt, Rumänien,

rückt näher. Sie wird in der europäischen

Kulturhauptstadt dieses Jahres vom 04.–
08.09.2007 stattfinden. 

Es gab mehrere Vorbereitungstreffen mit

guten inhaltlichen Ergebnissen, so in

Freising vom 07.–09.04. 2005 (ACK und

oekumenische Gruppen) und in Loccum

vom 04.–06.12.2006 (Ev. Akademie). Es ist

schwer, diese Impulse im offiziellen Prozess

wieder zu finden. 

Pax Christi International bereitet mit an-

deren friedenskirchlichen Organisationen

Europas (Versöhnungsbund, Church and

Peace, Franziskaner) ein Hearing zu „Sicher-

heit“ im Beiprogramm in Sibiu vor. Vom

15.–18.02.2007 tagte – nach Rom – in Wit-

tenberg das zweite europaweite Vorberei-

tungstreffen. Darüber berichtet Vizepräsi-

dentin Veronika Hüning, die für Pax Christi

International als katholische Delegierte für

Sibiu daran teilnahm: 

Wittenberger Vielfalt und Verwirrung
„Beeindruckend war es für mich, die Vielfalt

der christlichen Kirchen in Wittenberg zu

erleben, auch und gerade in Gebet und Got-

tesdienst. Ebenso deutlich wurde mir die

„gegenseitige Zumutung“, die in den – auch

kulturell bedingten – Unterschieden liegt.

Der Weg zur sichtbaren Einheit ist offensicht-

lich noch weit, auch im Ringen um eine ge-

meinsame Sprache und wirkliches Verstehen!

Wittenberg war geprägt von (zu) vielen

Präsentationen, die inhaltlich teilweise wirk-

lich gut waren. Aber das Treffen war nicht als

„Workshop“ oder „Open Space“ gestaltet,

bei dem VertreterInnen der Basis sich inten-

siv hätten beteiligen und tatsächlich Einfluss

auf das Programm von Sibiu hätten nehmen

können. Außer in zwei 10-minütigen „Mur-

melgruppen“ im Stimmengewirr des Plenar-

saals konnte ich als Delegierte nur an einer

Stelle meine „Vorschläge für Sibiu“ einbrin-

gen: in einer Kleingruppe zum Thema Frie-

den, die auf eine Stunde Arbeitszeit be-

schränkt war.

Auch da wurde mir schnell klar, wie viel an

Struktur für Sibiu schon festgelegt ist. Nach

meiner Einschätzung ist das kein böser Wille

oder Ignoranz gegenüber der Basis, sondern

liegt vor allem an den schwierigen Abstim-

mungen zwischen den Kirchen, allein schon

zwischen KEK und CCEE. Auch sind die

Ressourcen in Sibiu tatsächlich knapp, z.B.

Raumkapazität und Infrastruktur.
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überzeugendes Signal zu setzen, durch das
die Menschen erkennen: Die Kirchen sind
die entscheidende Stimme für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung. Es
ist uns bisher nicht gelungen, überzeugend
deutlich zu machen, dass diese Themen nicht
einfach ,nur Ethik‘ betreffen, sondern das
,esse‘ unserer Kirchen berühren. [...] Ja, in
manchem waren diese Tage in Wittenberg
ernüchternd. Wir finden nicht so schnell den
großen Durchbruch. Aber sie waren auch
ermutigend im Zeugnis der vielen, die auf
dem Weg sind. Ich gebe die Hoffnung nicht
auf, dass die Kirchen in Europa Zeuginnen
der Gemeinschaft über die Grenzen von
Nation und Kultur, Geschlecht, Rasse und
sozialem Status und Alter hinweg werden.“

Herausragend fand ich die Ansprache von

Bischöfin Margot Kässmann beim oekume-

nischen Aussendungsgottesdienst zum Ab-

schluss des Wittenberger Treffens; sie ver-

dient Verbreitung.

Meine persönliche Freude war, dass ich die

Gelegenheit hatte, das Morgengebet mit ei-

ner Bibelbetrachtung zur „Verklärung Jesu“

am Freitagmorgen zu gestalten da hatte eine

nicht geweihte katholische Frau das Wort!“ 

VERONIKA HÜNING

Kontakt: pax christi/deutsche Sektion, Postfach 1345

61103 Bad Vilbel, Tel: 06101/073, Fax: 0610/65165

. Oekumenische Initiative 
Eine Welt

Die Erd-Charta – als gemeinsamer 
ethischer Rahmen auch für Sibiu?

Als deutsche Koordination der internationa-

len Erd-Charta-Initiative möchte die Oeku-

menische Initiative Eine Welt allen, die nach

Sibiu fahren, die Erd-Charta ans Herz legen

und mitgeben. Denn diese ist ein moderner

Ausdruck des konziliaren Dreiklangs von

Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der

Schöpfung. Auch für Sibiu hat die Erd-

Charta als internationale Erklärung grundle-

gender ethischer Prinzipien für eine nachhal-

tige Entwicklung viel zu sagen. Sie ruft uns

auf, eine globale Partnerschaft zur Schaffung

einer gerechten, nachhaltigen und friedlichen

Weltgesellschaft zu bilden. Wäre das nicht

ein Programm auch für Sibiu?

In der Präambel der Erd-Charta heißt es:

„Wir haben die Wahl: Entweder bilden wir
eine globale Partnerschaft, um für die Erde
und füreinander zu sorgen, oder wir riskie-
ren, uns selbst und die Vielfalt des Lebens zu-
grunde zu richten. Für das ethische Funda-

ment der entstehenden Weltgemeinschaft
brauchen wir dringend eine gemeinsame Vi-
sion von Grundwerten.“ 

In diesem Sinne formuliert die Erd-Charta

16 Grundprinzipien, von denen die ersten

vier Grundsätze den Ton für das ganze Do-

kument angeben:

� Achtung haben vor der Erde und dem Le-
ben in seiner ganzen Vielfalt.

� Für die Gemeinschaft des Lebens in Ver-
ständnis, Mitgefühl und Liebe sorgen.

� Gerechte, partizipatorische, nachhaltige
und friedliche demokratische Gesellschaften
aufbauen.

� Die Fülle und Schönheit der Erde für heu-
tige und zukünftige Generationen sichern.

Diese Grundsätze sind mit konkreten Hand-

lungsvorschlägen versehen. 

Weitere Informationen: www.oeiew.de

Oekumenischen Initiative Eine Welt, Mittelstr. 4

34474 Diemelstadt-Wethen, Tel.: 0 56 94/1417

. Plädoyer für eine 
oekumenische Zukunft

„Sehnsüchtig nach anderem Land“

Das „Plädoyer“ gedenkt seines Mitbegrün-

ders, Dr. h.c. Werner Simpfendörfer, mit ei-

ner Tagung in Bad Boll vom 01.–03. Okt.
2007 mit dem Titel: „Sehnsüchtig nach an-

derem Land“ – Oekumenisch leben für eine

erneuerte Christenheit und eine gerechtere

Welt – Impulse von Elisabeth und Werner

Simpfendörfer“.

Elisabeth und Werner Simpfendörfer

haben viele Menschen inspiriert im Kampf

für eine erneuerte Christenheit und eine

gerechtere Welt. Zehn Jahre nach ihren Tod

diskutieren Freunde und Weggefährten

aktuelle Anregungen aus ihrem Lebenswerk

mit Menschen verschiedener Generationen

unter der Fragestellung: Was bewegt die

Oekumene heute?

Werner Simpfendörfer hat Großes geleistet

als Kirchenreformer, Erwachsenenbildner, als

Theoretiker und Praktiker des oekumeni-

schen Lernens, als Autor, Übersetzer, Bio-

graph und Organisator oekumenischer Fort-

bildungskurse und Konferenzen für das Volk

Gottes in aller Welt. 

Sein Leben war bestimmt von starker Soli-

darität mit den Ausgeschlossenen, von lei-

denschaftlichem, bisweilen streitbarem Ein-

satz für seine theologischen Erkenntnisse,

von hoher Sensibilität für das, was jetzt an-

gepackt werden musste, von immer neuen

Aufbrüchen aus Bewährtem und Gewohn-

tem – und von der Pflege der Freundschaft.

Die Tagung wird jungen Menschen, die

eine bessere Welt anvisieren, Gelegenheit

geben zu Fragen an die ältere Generation

und zum Einbringen eigener Zukunftsideen.

Einladungsflyer der Evang. Akademie Bad Boll beim

„Plädoyer“-Geschäftsführer Werner Gebert

Banweg 14, 72131 Ofterdingen

Tel.: 0 74 73/9 59 89 78, Fax: 95 98 94

euw.gebert@t-online.de

. Kairos Europa

Gewalt als Folge wirtschaftlicher Macht

Kairos Europa befasst sich mit „Gewalt als

Folge wirtschaftlicher Macht und politischer

(Vor-) Herrschaft in Zeiten von neoliberaler

Globalisierung und ökologischer Krise – ihre

Überwindung als neuer Kairos für die oek-

umenische Bewegung“. Eine Tagung dazu

findet statt vom 07.–09. Dez. 2007 in

Mannheim, Oekumenisches Bildungszen-

trum SanctClara bzw. Hotel Wartburg.

Das Programm beinhaltet vier Tagungs-

teile: 1. Die Verknüpfung direkter politisch-

militärischer und struktureller Gewalt – Stra-

tegien der Gegenwehr. Dazu spricht der Eu-

ropaparlamentarier Tobias Pflüger aus Tü-

bingen über „Die Militarisierung Deutsch-

lands und der EU zur Absicherung wirt-

schaftlicher Interessen – gibt es einen Aus-

weg?“. Es folgen Ausführungen über „La-

teinamerika im Lichte der wirtschaftlichen

und politischen Einflussnahme der USA so-

wie der Renaissance emanzipatorischer Be-

strebungen“ von Dr. Marcos Arruda aus Rio

de Janeiro.

Im Tagungsteil 2 über „Strukturelle Ge-

walt gegen Menschen und Natur – Strategien

der Gegenwehr“ referiert Dr. Germán Gu-

tiérrez aus San José.

Tagungsteil 3 beinhaltet ein Referat zu

„Mission und Spiritualität des Widerstands

auf der Basis der Bibel“.

Die Tagung schließt mit einem 4. Teil über

Hoffnungsgeschichten mit Ausblicken auf

eine „Solidarische Sozialökonomie“.

Unkostenbeitrag für zwei Übernachtungen und Vollver-

pflegung im Hotel Wartburg zwischen 70,– Euro (DZ)

und 90,– Euro (EZ) | ohne Kost & Logis 25,– Euro

Kontakt: Kairos Europa, Hegenichstr. 22

69124 Heidelberg, Tel.: 0 62 21/781180 bzw. 7160 05

info@kairoseuropa.de

Martin Gück, Tel.: 0 62 21/7160 05, Fax: 7160 06

gueck@kairoseuropa.de
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten

oekumenischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o H. H. Willberg

Mühlbachweg 13, D-90559 Burgthann

Tel.: 0 9183/ 95 00 39

Berlin
Oekumenischer Rat Berlin-Brandenburg
Oekumenisch-Missionarisches Institut

Gierkeplatz 2–4, D-10585 Berlin

Tel.: 0 30 / 3 4210 00

Fax: 0 30 / 3 421011

INKOTA
Greifswalder Str. 33 a, D-10405 Berlin

Tel.: 0 30 / 4 28 9111

Fax: 0 30 / 4 28 9112

Bremen
Oekumenische Initiative Bremen
in forum Kirche

Holler Allee 75, D-28209 Bremen

Tel.: 04 21 / 3 4615-36

Fax: 04 21 / 3 4615-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona

Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg

Tel.: 0175/9 09 32 89

Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
c/o Pfr. Reiner Weiß

Obere Sommerbachstr. 8

D-34225 Baunatal

Tel.: 0 56 01 / 84 35

Niedersachsen
Oekumenisches Netz in Niedersachsen
Gerhild Kramer, Wellerser Str. 14

D-37586 Dassel, Tel.: 0 55 62 / 67 94

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg

Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Friedensdienst der 
Ev. Kirche der Pfalz
Referat Konziliarer Prozess

Eberhard Dittus

Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer

Tel.: 0 62 32 / 671517

Fax: 0 62 32 / 6715 67

Rhein-Mosel-Eifel-Hunsrück-Westerwald 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Pfarrer-Werner-Mörchen-Str. 1

D-56564 Neuwied

Tel.: 0 26 31 / 35 4140

Fax: 0 26 31 / 35 4141

Rheinland
Oekumenischer Trägerkreis Rheinland
c/o Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

Oekumenisches Netz Mittelrhein e.V.
Erhard Dischler

Immermannstr. 7, D-41516 Grevenbroich

Tel.: 0 2182 / 25 90

Fax: 0 2182 / 2745

Solidarische Kirche im Rheinland
Kirchliche Bruderschaft
c/o Erika Franze-Haugg, Mozartstr. 9

D-45578 Mühlheim a.d. Ruhr 

Tel.: 02 08 / 59 30 23

Oekumenisches Forum im Rheinland
Lohstr. 132, D-46047 Oberhausen

Sachsen-Anhalt
Arbeitsstelle Eine Welt
Pfr. J.-H. Witzel, Leibnizstr. 4

D-39104 Magdeburg

Tel.: 03 91 / 53 46-4 93

Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7

D-01067 Dresden

Tel.: 03 51/4 92 33 68

Fax.: 03 51/4 92 33 60
oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Horst Hoffmann, Olpe 35 

D-44135 Dortmund

Tel.: 02 31 / 54 09-73

Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Ostberger Str. 26

D-58239 Schwerte, Tel.: 0 23 04 / 158 50

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12

74348 Lauffen am Neckar

Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
c/o Michael Held, Simon-Haune-Str. 15

D-36251 BadHersfeld 

Tel.: 0 66 21/62 0186, Fax: -6 56 45
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